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An der ältesten Bergakademie der Welt zum Einstein-Jahr reden zu dürfen, ist ein Angebot, das anzunehmen eine große Ehre ist. Ich bedanke mich sehr herzlich für Ihre Einladung.

Als ich nach einer Verbindung zwischen Einstein, Freiberg und Energie suchte, fiel mir das Element mit der Ordnungszahl 92 ein, dem Martin Heinrich Klapproth im Revolutionsjahr 1789 den Namen Uran gab. Klapproth war wohl kein Sachse, lehrte auch nicht in Freiberg, sondern war ein Preuße, doch das „Eisenpecherz“, aus dem er das Uran gewann, stammte aus dem Erzgebirge, dessen wissenschaftliche Hauptstadt Freiberg war und ist. Und Einstein zeigte der Welt, daß Masse und Energie zwei Seiten derselben Medaille sind. Heute entstammt aus diesem ansonsten nicht sonderlich brauchbaren Uran immerhin fast ein Viertel des in den Ländern der OECD erzeugten Stroms, auch wenn manche der Meinung sind, das solle man nicht tun.

Über Energie wird in aller Regel dann viel geredet und geschrieben, wenn sie nicht oder nur zu hohen Preisen verfügbar ist. In einer solchen Epoche leben wir derzeit. Öl und das preislich an das Öl gebundene Gas sind knapp und teuer, während das Angebot an Ratschlägen und Lösungsvorschlägen inflationär groß ist. Entsprechen niedrig ist oft auch ihr Wert. Wir begnügen uns mit gefälligen Bildern und politisch korrekten Symbolen, anstatt den Tatsachen in die Augen zu sehen.

Um zu verdeutlichen, was ich meine, möchte ich einen Witz zur Hilfe nehmen, der Anfang der 30-er Jahre im damals sowjetischen Moskau seine Runde machte. Man stelle sich dazu eine städtische Straßenbahn vor, was damals das einzig verfügbare Transportmittel war, über und über beladen mit Fahrgästen, so daß zwei Jungen nur noch auf dem Trittbrett Platz fanden. Und hinter ihnen klammerte sich noch ein Milizionär an den Haltegriffen fest. Fragte der eine Junge seinen Freund:“Kennst Du den Unterschied zwischen einem Esel und einem Milizionär?“ Der in seinem Rücken sich befindliche Polizist hörte die Frage, wurde zornig, packte den Jungen am Kragen und schrie ihn an:“Ja, sag mir, welchen Unterschied gibt es?“ Der Junge bekam es mit der Angst zu tun und stammelte schließlich nur: „Kei – kei – keinen.“ Worauf der Militionär, zufrieden mit dieser Feststellung, von dem Jungen abließ.

Wir, und das gebildete Moskau, lachen über diesen Witz. Doch für den Milizionär, für die beiden Jungen, allesamt vermutlich Analphabeten zur damaligen Zeit, war die Sache klar. Kein Unterschied – das bedeutete, die Begriffe Esel und Milizionär gehören nicht zusammen. Nicht die Logik des Satzes zählte, sondern die Bilder, die Symbolik.  

Die symbolhafte Bildersprache ersetzt auch heute oft die Logik. Sonst gäbe es weder Reklame noch Wahlplakate. Wenn große Ölkonzerne heute mit Photos von Photovoltaikpaneelen oder Windanlagen werben, um ihre Umweltverträglichkeit unter Beweis zu stellen, wenn BP sich heute mit „Beyond Petroleum“ vorstellt, dann soll mit politisch korrekten Bildern von der Tatsache abgelenkt werden, daß der Konzern immer noch und auf lange Zeit ein Ölkonzern ist. Mit Bildern werden Analogien hergestellt, ob sie nun logisch passen oder nicht. Auch politische Parteien bedienen sich erfolgreich der Bildersprache. 

In aller Regel finden sich Bilder in der Kirche. Vor kurzen entdeckte ich in einer barocken Anlage das steinerne Bild eines Möches, der einen Jesusknaben auf dem Arme hielt. Nun wissen wir alle genauso wie die Bevölkerung der Barockzeit, daß Jesus längst im Himmel war, als die Mönche lebten. Doch für den Betrachter spielt das keine Rolle. Jeder wußte, jeder weiß, daß die gemeinsame Abbildung der beiden einen geistigen, nicht einen körperlichen Zusammenhang herstellen will.

Was in der Religion möglich ist, was zuweilen in Politik und Werbung hingenommen werden kann, vor allem, wenn es zur Belehrung, manchmal auch zur Unterhaltung beiträgt und uns zum Lachen bringt, ist in der Energiepolitik bei Strafe des Scheiterns nicht erlaubt. Denn hier geht es nicht um Bekenntnisse, nicht um Analogien, auch nicht um Symbolik, sondern um handfeste physikalische Zusammenhänge. Strom oder Wärme sind physikalische Größen, die meßbar sind und deren Kosten die Wirtschaft belasten oder bewegen. 

Und genau das ist unser Problem. Die Bildersprache taugt nicht, wenn es um Fakten geht. Und Fakten verschwinden nicht, wenn man sie ignoriert, genauso wenig wie Naturgesetze auf Parteitagen beschlossen werden.

Doch leider hat auch heute noch ein altes chinesisches Sprichwort Recht: wenn man mit dem Finger auf den Mond zeigt, dann betrachten die Dummköpfe den Finger. 

Damit sind wir beim Thema. Verfügen wir in Europa über eine Strategie, die uns einen sicheren, nachhaltigen und wirtschaftlichen Zugang zu Energie erlaubt? Oder sind wir bloße Beobachter, begnügen uns also mit Analysen, Szenarien, Meinungen und Prognosen?  

Unter Strategie wurde ursprünglich die Heerführung verstanden. Strategos war bei den Griechen ein Feldherr. So nimmt es nicht Wunder, daß die meisten Ratschläge zum strategischen Verhalten von Militärs stammen. 

Strategie ist eine Ökonomie der Kräfte, belehrt uns Karl von Clausewitz. Und August Neithardt von Gneisenau spricht von der Strategie als der Wissenschaft des Gebrauchs von Zeit und Raum. Den ältesten Hinweis erhalten wir aber von dem chinesischen Feldherrn Sun Tsu, der in seiner „Kunst des Krieges“ in 13 Kapiteln Ratschläge für das richtige Verhalten im Kriege gibt. Sun Tsu, häufig wird er auch Sunzi genannt, lebte vor 2500 Jahren im damaligen Reich Qi und war stark von dem damals entstehenden Taoismus geprägt. Während Clausewitz den Krieg als die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln definierte, beginnt Sun Tsu seine Ausführungen mit der Mahnung, daß der Krieg ein großes Wagnis sei. Größte Verbreitung hat Sun Tsu's Satz „Die größte Leistung besteht darin, den Widerstand des Feindes ohne einen Kampf zu brechen“. Der Titel einer deutschen Ausgabe seine Schriften trägt deshalb auch den Namen „Wahrhaft siegt, wer nicht kämpft“.

Viele Partisanenarmeen kämpften nach seinen Empfehlungen und von Mao Tse Tung ist bekannt, daß er ein ausgezeichneter Kenner von Sun Tsu war. 

Sun Tsu erfährt derzeit große Aufmerksamkeit an US-amerikanischen und europäischen Strategieschulen. Dabei wird auf Analogien zurückgegriffen, um die Ratschläge an eine bestimmte Zielgruppe anzupassen. So können sie besser vermittelt werden. Auf dem LinuxTag 2001 wurde zum Beispiel das Kongressthema „Sun Tsu, die Kunst des Krieges und Open Source“ behandelt. 

In letzter Zeit erschienen auch auf dem deutschen Markt mehrere Bücher für Manager über die „Kunst der List“ und andere Stratageme, immer mit dem Versuch, militärische Ratschläge in die Geschäftswelt einfließen zu lassen.

Es wäre jetzt reizvoll zu fragen, ob Krieg die Fortsetzung der Wirtschaft mit anderen Mitteln ist. Begriffe wie Wirtschaftskrieg, feindliche Übernahme, Preisschlacht lassen uns vermuten, daß es Vielen beim Wettbewerb tatsächlich um Vernichtung des Konkurrenten, nicht um den Wettbewerb um bessere Lösungen geht.

Doch will ich mich der Versuchung eines Kommentars über die militärische Terminologie in der Wirtschaft widersetzen und auf die europäische Energiepolitik zurückkommen. Hilft uns diese Betrachtung des Begriffes Strategie bei der Beschreibung der europäischen Energiepolitik? Oder handelt es sich um eine durch die besonderen Umstände verbotene Analogie? Ist Energiepolitik überhaupt mit strategischen Begriffen erfassbar? Oder ist die Kunst gefragt, sich möglichst geschmeidig an neue Gegebenheiten anzupassen? 

Wenn man im Dunkeln herumballert, trifft man immer ins Schwarze. Auch so könnten wir uns verhalten. Es wäre wohl kein intelligenter Gebrauch von Raum und Zeit, doch auffallend laut wäre es schon und manch furchtsamen Zeitgenossen würde die Knallerei vielleicht sogar beeindrucken. Doch verhalten wir uns so?

Ein Blick auf die letzten sechzig Jahre gibt uns einige Hinweise zur Beantwortung dieser Fragen. Dabei zeigt sich, daß der Wille zur Strategie wohl vorhanden war, doch von unvorhersehbaren Ereignissen immer wieder durchkreuzt wurde.

Als ich ein Kind war, kurz nach dem zweiten Weltkrieg, hatten wir nur eine einzige Energiequelle: die Kohle. Und Kohle war knapp. Es herrschte Mangel und viele Menschen froren im Winter. Andererseits war Kohle auch ein strategischer Rohstoff. Nur mit ihr konnte man Kriege führen. Deshalb stand die Kohle am Anfang der europäischen Einigung. Im Vertrag über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl aus dem Jahre 1952, den damals sechs Länder, darunter die erst vor drei Jahren gegründete Bundesrepublik Deutschland ratifizierten, wurde die Kohle der nationalen Verfügung entzogen und einer Hohen Behörde, der späteren EU-Kommission unterstellt. Gleichzeitig wurden Maßnahmen ergriffen, die Kohleförderung und den Kohlehandel zu fördern. Im Krisenfall sollte die Kohle allen sechs Staaten gleichermaßen zur Verfügung stehen. 

Ich weiß nicht, ob die Gründungsväter Sun Tsu gelesen haben, aber es war mit Sicherheit einer der klügsten Verträge, die jemals geschlossen wurden. Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl war als ein strategischer Vertrag gedacht. 

Heute müssen wir aber ernüchternd feststellen, daß der EGKS-Vertrag wohl eine weit reichende politische Bedeutung erlangte, denn er war der Keim für die spätere Europäische Union, auch war er bei der Bewältigung späterer Stahlkrisen hilfreich, doch für die Kohle blieb er ziemlich bedeutungslos. Denn kaum war die Tinte der Vertragsunterschriften trocken, verdrängte das Heizöl die Kohle. Energiepolitik war fortan Ölpolitik.

Dann wurde die Welt von zwei unvorhersehbaren Ereignissen überrascht. Das eine war die Verstaatlichung der Anglo-Iranian Oil Company durch den iranischen Ministerpräsidenten Mossadecq, und das andere war die Verstaatlichung des Suezkanals im Jahre 1956 durch Gamal Abdel Nasr. Im ersten Fall drohten die Briten mit Krieg, wurden jedoch von den USA zurückgehalten. Im zweiten Fall marschierten britische, französische und israelische Truppen in Ägypten ein, mussten aber dann auf sowjetischen und amerikanischen Druck den Rückzug antreten. Die USA drohten den Briten und Franzosen sogar mit einem Boykott der Öllieferungen.

Was sagen uns diese beiden Ereignisse zu unserem Thema?

In der Energiepolitik – wie ganz allgemein in der Politik, um nicht zu sagen, im Leben - haben wir es mit überraschenden Ereignissen zu tun. Sie sind nicht vorhersehbar und in der Regel auch schwer beherrschbar. Der damalige britische Premierminister Harold MacMillan sagte deshalb einmal resignierend, er fürchte nichts so sehr wie Ereignisse. Von einem anderen britischen Premier, Harold Wilson ist ein ähnlicher Satz überliefert:   „In der Politik ist eine Woche eine lange Zeit“.

Waren die beiden Konflikte in der erfolgten Form auch nicht vorhersehbar, so hatten sie doch Folgen. Das britisch-amerikanische Bündnis bekam Risse und um ihre Unabhängigkeit von Energieimporten in Grenzen zu halten, beschleunigten die Briten den Ausbau der Atomenergie. Gleiches geschah auf dem Kontinent. Dort schlossen sich die sechs Staaten des EGKS-Vertrags zum Euratom-Vertrag zusammen. Ziel war die gemeinsame Entwicklung eines europäischen Kernreaktors.

Allerdings war nun wieder überraschend, daß die europäischen Unternehmen letztlich nicht auf eine gemeinsame Technik setzten, die in einem eigens geschaffenen Forschungszentrum im norditalienischen Ispra mit öffentlichen Mitteln entwickelt wurde, sondern sie erwarben amerikanische Patente, um ihre Kernreaktoren zu bauen. Wieder war ein strategischer Ansatz an der Wirklichkeit gescheitert.

Sie kennen die weiteren unvorhergesehenen Ereignisse. 1973 griffen am Jom-Kippur-Fest syrische und ägyptische Truppen Israel an und lösten einen Krieg aus, der mit der ruhmlosen Niederlage der Angreifer endete. Um die Schmach der Niederlage zu verdrängen, trieb die damals von den Arabern dominierte OPEC die Ölpreise drastisch in die Höhe. Als Chomeini im Iran die Macht ergriff, wiederholte sich 1979 der Preisschub. Öl wurde aus politischen Gründen verknappt und war auf einmal teuer. 

Auch diese beiden Ereignisse waren nicht vorherzusehen. Die Industriestaaten wurden kalt erwischt. 

Wiederum wurden Maßnahmen ergriffen, um künftigen Ölpreiskrisen vorzubeugen. Die Internationale Energieagentur wurde gegründet. Es wurden Ölvorräte für 90 Tage angelegt. Energiesparen kam in Mode. Kants Satz - je weniger Bedürfnisse wir haben, umso freier sind wir - bekam wieder einen Sinn. Autofreie Sonntage wurden populär. Ein breit angelegtes Energieforschungsprogramm wurde begonnen. Dabei wurden auch die Grundlagen für die erneuerbaren Energien gelegt. Von Bedeutung war aber vor allem der massive Ausbau der Kernenergie. In der Bundesrepublik Deutschland gab es damals drei Anbieter von Atomanlagen.  

Langsam stabilisierte sich die Lage, doch der Ölpreis blieb hoch. Energiesparen lohnte sich wieder. Wer weniger Energie brauchte, machte Geld gut. Damals lag der jährliche Gewinn an Energieeffizienz im Schnitt bei über 1,5%. Als dann 1985 der Ölpreis drastisch sank, war es mit dem Energiesparen aber bald wieder vorbei.

Auch an diesem Beispiel sehen wir, daß wir uns in der Energiepolitik verhalten wie die Feuerwehr. Die kommt auch erst, wenn es brennt.

Doch weitere überraschende Ereignisse blieben uns nicht erspart. Am 26. April 1986 ereignete sich im ukrainischen Tschernobyl der bislang schwerste Reaktorunfall. Er hatte im Westen verheerende psychologische Auswirkungen. Viele Menschen lehnten von nun an die Kernenergie als eine nicht zu verantwortbare Technik ab. Die grüne Bewegung fand nun auch Anhänger in den anderen Parteien. Meine eigene Partei, die SPD fasste wenige Monate danach mit großer Mehrheit den Beschluß, aus der Kernenergie aussteigen zu wollen. In Italien und in Schweden wurde in Volksabstimmungen die Kernenergie abgelehnt. Wie zuvor schon in Österreich wurden bereits fertiggestellte Reaktoren wieder abgerissen. In Deutschland wiederholte sich dieser Abriss, nur einige Jahre später.

Erneut hat ein nicht vorhersehbares Ereignis die Energiepolitik verändert. 

Mit einem ganz anderen Thema wurde die Welt in den 90-er Jahren des vergangenen Jahrhunderts konfrontiert. Es setzte sich die Erkenntnis durch, daß die zunehmende Emission von CO2, Methan und anderen sogenannten Treibhausgasen die Temperatur des Globus erhöht. Auf einer internationalen Konferenz in Rio de Janeiro im Jahre 1992 gelobten die Staaten Besserung und einigten sich auf eine nachhaltige Energiepolitik, also auf ein Verhalten, das die Probleme der heutigen Generation nicht den künftigen Generationen anlasten will. Die Klimapolitik bekam fortan einen eigenen Stellenwert und bereits 1997 einigten sich die Staaten in Kyoto auf eine Begrenzung der Emissionen. Die EU verpflichtete sich, ihre Emissionen um 8% gegenüber 1990 zu verringern, andere Industriestaaten gaben ähnliche Ziele bekannt. 

Die Klimapolitik veränderte die energiepolitischen Rahmenbedingungen mit einem Schlag. Denn nun mußte nicht nur für eine wirtschaftliche und sichere Energiebereitstellung gesorgt werden, sie mußte auch noch emissionsarm sein. Die Emissionen bekamen einen Preis und wurden zu einem Kostenfaktor. 

Mit diesem kurzen Rückblick auf 60 Jahre Energiegeschichte versuche ich die These zu belegen, daß unsere Energiepolitik nicht nur von strategischen Entscheidungen, sondern vor allem von Ereignissen bestimmt wird, die wir nicht vorhersehen. Wir passen uns an neue Gegebenheiten an und wir gestalten sie immer weniger. 

Warum wir uns so verhalten, hat mit der zunehmenden Globalisierung zu tun. Wir werden abhängig von Entscheidungen, die wir nicht beeinflussen können. Wir haben keinen Einfluß auf die Preisentscheidung der ölexportierenden Staaten. Und da der Gaspreis an den Ölpreis gebunden ist, sind wir auch beim Gas ziemlich wehrlos. Je größer unsere Importabhängigkeit wird, umso verwundbarer werden wir. Und sie wird in der Tat leider größer.

Bei dieser Betrachtung fühlt man sich an den einleuchtenden Satz erinnert, daß die Zukunft nur in dem Maße gestaltbar ist, wie man sie selber beeinflußt.

Einfluß haben wir vor allem zu Hause. Niemand kann uns verbieten, in Deutschland oder in Europa Maßnahmen zu einer intelligenten Energiepolitik zu ergreifen. Wenden wir uns also der Frage zu, wieweit es Europa gelingt, zwischen den unvorhersehbaren Ereignissen und seinem Bestreben nach einer sicheren, wirtschaftlichen und nachhaltigen Energieversorgung eine Brücke zu schlagen.

Mit den beiden bereits erwähnten Verträgen, der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und dem Euratom-Vertrag hat Europa seinen Einstieg in eine gemeinsame Energiestrategie geprobt. Doch beide haben nicht die Wirkung gezeigt, die man bei ihrer Ratifizierung gewünscht hat. Der EGKS-Vertrag wurde bereits 1958 von den Ereignissen überholt, als die Sechser-Gemeinschaft mehr Kohle produzierte als verkauft werden konnte. Auch verdrängte Heizöl die Kohle aus dem Wärmemarkt. Die heimische Kohle, sprich Steinkohle, war auf dem Rückzug. Und da der EGKS-Vertrag eine Laufzeit von 50 Jahren hatte, wurde er 2002 ohne große Anteilnahme der Öffentlichkeit pietätlos beerdigt. Der Euratom-Vertrag, dessen Ziel die friedliche Nutzung der Kernenergie ist, hat wohl keine Laufzeitbegrenzung, doch hat er unter der Auseinandersetzung um die Kernenergie gelitten. Die Hälfte der EU-Mitgliedstaaten will die Kernenergie nicht nutzen, ja steht ihr teilweise sogar feindlich gegenüber. So bleibt er ein wichtiger, aber ungeliebter Vertrag.

Wichtig ist er trotzdem, weil er die gemeinsame Verantwortung betont. Er verlangt europäische Normen beim Schutz der Beschäftigten in Kernanlagen, Euratom übernimmt stellvertretend für die IAEA die Kontrolle der Kernbrennstoffe, der Vertrag regelt die Versorgung mit Kernbrennstoffen und erst vor zwei Jahren billigte der Europäische Gerichtshof der Kommission sogar das Recht zu, in Sachen Sicherheit der Kernanlagen und der Endlagerung hochradioaktiver Abfälle Gesetzesvorschläge zu machen. Sollte es zu einer Renaissance der Kernenergie kommen, was ich vermute, dann dürfte der Euratom-Vertrag eine neue Bedeutung erhalten.

Beide Verträge waren die Kinder der fünfziger Jahre. Nachfolger hatten sie nicht. Energiepolitik blieb weit gehend eine nationale Angelegenheit. Versuche, an denen ich selber beteiligt war, die Energiepolitik als Gemeinschaftsaufgabe in den Maastrichter Vertrag, dann später in die Verträge von Amsterdam und Nizza aufzunehmen, scheiterten an den Einsprüchen der meisten Mitgliedstaaten. Erst in dem Entwurf eines Europäischen Verfassungsvertrags gibt es einen Artikel zum Thema Energie, es ist der Artikel III-157,  der der Europäischen Union eine energiepolitische Verantwortung zuweist. Es handelt sich um das Funktionieren des Energiemarkts, die Versorgungssicherheit und die Förderung der Energieeffizienz sowie neuer und erneuerbarer Energiequellen. Doch ob dieser Vertrag in dieser Form jemals das Licht der Welt erblickt, wissen wir nicht. Seine Zurückweisung durch die Franzosen und die Niederländer läßt nichts Gutes ahnen.

Wohl hatte die Energiepolitik keine eigenständische Rolle im Vertrag, doch war sie deshalb noch lange nicht tot. Nahrung erhielt sie als eine abgeleitete Größe. Denn die Wettbewerbspolitik, ein zentraler Bestandteil aller Verträge verlangt, daß Strom und Gas Waren und Dienstleistungen sind wie Schuhe und Autos. Das heißt nichts anderes, als daß jedes Unternehmen, ja jeder Bürger, jede Bürgerin Strom und Gas dort einkaufen dürfen, wo sie wollen. Niemand kann Ihnen in Deutschland verbieten, Ihren Strom bei einem spanischen Energieversorgungsunternehmen zu kaufen. Die Netzbetreiber sind verpflichtet, den Strom durch Spanien und Frankreich zu wirtschaftlichen Bedingungen bis Deutschland durchzuleiten. 

Die Liberalisierung war das Ende der Strom- und Gasmonopole. Allerdings hat es lange gedauert, diesen Rechtsanspruch durchzusetzen. Doch inzwischen ist klar: ab 1.Juli 2007 wird der europäische Binnenmarkt für Strom und Gas gelebte Wirklichkeit.

Doch da Strom und Gas genau genommen doch keine Autos sind, sondern zu ihrem Transport Leitungen brauchen, müssen die Netze ausgebaut werden. Deshalb enthält schon der Vertrag von Maastricht einen Artikel über die transeuropäischen Netze. Ihren Ausbau zu fördern, kann die EU auch finanzielle Unterstützung gewähren.

Der Energiebinnenmarkt ist somit eine direkte Folge der Wettbewerbspolitik. Er ist aus ihr abgeleitet. Doch er hat enorme energiepolitische Folgen. Die Gebietsmonopole verschwinden. Grenzüberschreitende Unternehmen entstehen. Strom- und Gaspreise werden am Markt bestimmt. Ein Spot-Markt entstand. Die Netze werden rechtlich, in einigen Ländern sogar eigentumsrechtlich von den Produzenten getrennt. Überall wachen künftig Regulierer über die Preisgestaltung. 

Wettbewerb heißt nicht, von den Vorstellungen einer öffentlichen Dienstleistung Abschied zu nehmen. Wir haben deshalb in den Richtlinien festgelegt, daß die Mitgliedstaaten den Unternehmen Auflagen erteilen können. So darf in Finnland kein Haushalt im Winter von der Stromversorgung abgeschaltet werden, selbst wenn er die Stromrechnung nicht bezahlen kann. Frankreichs Regierung kann der EdF Auflagen machen, in die Kernenergie zu investieren. Auch muß Strom aus erneuerbaren Energien vorrangig ins Netz eingespeist werden. Und der Verbraucher hat das Recht, die Herkunft seines Stroms zu erfahren.

Das heißt nicht, dass alles erlaubt ist. So hat erst vor wenigen Tagen der italienische Energieversorger ENEL der sizilianischen Stadt Enna für 24 Stunden „den Saft abgedreht“, weil die Gemeindeverwaltung ihre Stromrechnung in Höhe von 390 000 Euro nicht bezahlt hat. Inzwischen haben sich die Stadt und Enel auf Ratenzahlung geeinigt. Enna hat wieder Strom.

Der Energiebinnenmarkt ist ein wichtiges Strategieelement. Ihm zur Seite steht die bereits erwähnte Klimapolitik. Da Umweltpolitik, und somit auch Klimapolitik vom Vertrag her europäische Politik ist, muß sie gemeinsam beschlossen werden. Die EU hat deshalb das Protokoll von Kyoto als Ganzes ratifiziert. Gegenüber den Kyoto-Vertragspartnern handelt sie wie ein Staat. In der Folge wurden Emissionsquoten verteilt, die den Mitgliedstaaten enge Grenzen bei der CO2 Emission auferlegen. Außerdem haben wir seit Anfang 2005 den europaweiten CO2-Emissionshandel, kurzum, auch die aus der Umweltpolitik abgeleitete Klimapolitik hat Folgen für die Energiepolitik.

Haben wir nun eine gemeinsame Strategie?

Sun Tsu und die anderen Militärs, die uns in strategischen Fragen Ratschläge geben, verlangen nach einem einheitlichen Kommando. Genau das haben wir nicht. Energiepolitik ist eine zwischen EU und den Mitgliedstaaten geteilte Kompetenz. Ob Kernkraftwerke gebaut werden oder nicht, entscheiden die Mitgliedstaaten, nicht Brüssel. Und wenn der ehemalige Kanzler Schröder mit seinem Freund Putin eine Gaspipeline durch die Ostsee beschließen, kann es Brüssel nicht verhindern, wenngleich die östlichen Nachbarn, inzwischen auch Mitglieder der EU, ihren Bau als unfreundlichen Akt ansehen. Und die Öl- und Gasvorräte gehören wie alle Bodenschätze nur den Nordseeanrainern, nicht der gesamten EU.   

Bei dieser Aufsplitterung der Zuständigkeiten wird es auch noch lange bleiben. Das ist sicher eine unserer Schwächen. Wir erleben deshalb in zunehmendem Maße, daß wir auf neue Risiken nicht vorbereitet sind. 

Die Risiken sind bekannt und ich will sie nur kurz streifen. 

Unsere Abhängigkeit von Energieimporten wächst in bedrohlicher Weise. Gleichzeitig nehmen die Öl- und Gasreserven in der Nordsee ab. Weil wir immer mehr Öl und Gas importieren müssen, werden wir somit zum Spielball von Entscheidungen, die wir nicht beeinflussen. Oder umgekehrt, wir müssen uns in die Angelegenheiten anderer Staaten einmischen, um sicher zu sein, daß wir genügend Öl und Gas bekommen. Ja, wir müssen uns mit Leuten zusammentun, an deren Hände Blut klebt. 

Menge und Preis des Öls werden in zunehmendem Maße von den Verhältnissen im Mittleren und Nahen Osten bestimmt. Niemand weiß, was dort in den nächsten zehn oder zwanzig Jahren geschehen wird. Wir wissen nur, daß es sich um eine höchst explosive Region handelt. Und wir wissen auch, daß die militärische Präsenz der USA Stabilität vortäuscht, wo sie nicht ist. 

Unsere Abhängigkeit vom Öl und vom Gas zu verringern, müßte deshalb ein zwingendes Gebot sein. 

Das zweite große Risiko droht von der Klimapolitik. Unsere Verpflichtungen zur Verringerung der Treibhausgase halten wir nur noch auf dem Papier ein. Europa wird sein Ziel, die Treibhausgase bis 2010 um 8% zu verringern, nach heutigem Wissen nicht einhalten können. Noch schwieriger wird es sein, die Emissionen bis 2020 um 30% zu verringern. Doch wir müssen in diesem Jahrhundert vermutlich 70 bis 80% unserer Emissionen einsparen, wenn wir das erklärte Ziel, die Erde nicht mehr als zwei Grad erwärmen zu lassen, erreichen wollen. 

In der Klimapolitik kommt erschwerend hinzu, daß Europa an den Rand der großen Mächte rückt, wenn es sich weiterhin nur mit sich selbst beschäftigt. Ohnehin sind wir an den globalen  Treibhausgasemissionen nur mit knapp 14% beteiligt. Können wir die USA überreden, Kyoto zu unterzeichnen? Können wir von den Chinesen und Indern verlangen, ihre CO2-Emissionen zu begrenzen? Aus heutiger Sicht dürfte dies ein zumindest schwieriges Unterfangen sein.

Und nicht zuletzt, wir haben keine einheitliche öffentliche Meinung über die Energiestrategie. Nehmen wir zum Beispiel die Tschechen, die nach Meinungsumfragen zu 70% hinter der Nuklearpolitik ihrer Regierung stehen, während ihre österreichischen Nachbarn die Kernenergie rundweg ablehnen. Wir sind weit davon entfernt, eine gemeinsame Vision zu haben.

Und doch kaufen die Österreicher Strom in Tschechien und die italienische Enel, die zu Hause keine Kernkraftwerke bauen darf, investiert in französische und slowakische Kernkraftwerke. Denn Kapital und Strom sind in Europa an keine Grenzen gebunden. Auch das ist inzwischen Teil der europäischen Wirklichkeit. 

Was können wir aus all dem schließen?

Um eine Schlacht zu gewinnen, muß ein Feldherr das Schlachtfeld beherrschen. Er muß seine Truppen an den Schwachstellen des Gegners konzentrieren und den richtigen Moment des Kampfes selbst bestimmen. 

Auf unser Thema bezogen hieße das, daß Europa die Verhältnisse im Nahen und Mittleren Osten bestimmen müsste. Doch davon kann keine Rede sein. Wir leben nicht mehr in den Zeiten des Kolonialismus. Auch können und wollen wir nicht die Amerikaner ersetzen.

Wir könnten uns aber auch wie ein Sumo-Ringer verhalten, der seinen Gegner nicht mit Gewalt zu Boden wirft, sondern so geschickt ausweicht, daß der mit Kraft aufgeladene Gegner mit voller Wucht sich selbst erledigt.

Das wäre zum Beispiel dann der Fall, wenn wir uns unabhängiger von den Energieimporten machen würden. Dann wäre wir freier, weil wir weniger brauchen.

Doch wie setzen wir diese Ratschläge um? Denn wir verfügen nicht über eine Strategie, wie sie uns Sun Tsu empfiehlt. Aber wir verfügen über Elemente einer Strategie. Und wir können zumindest die Risiken senken. 

Die europäischen Entscheidungsstrukturen sind – ich gebe es zu -  kompliziert. Zu gemeinsamem Handeln in der Energiepolitik sind wir nicht immer bereit. Doch im Lichte von Ereignissen, die uns auch in Zukunft überraschen werden, waren und sind wir gezwungen, zunehmend nach gemeinsamen Lösungen zu suchen und sogar unter Zeitdruck zu handeln. Es sind vor allem die unvorhergesehenen Ereignisse, die uns zu einer europäischen Strategie zwingen. 

In den 25 Jahren meiner parlamentarischen Tätigkeit hat sich die Energiepolitik Europas trotz der nationalen Widerstände zunehmend auf Brüssel abgebildet. Auch in den nächsten Jahrzehnten werden wir, den Zwängen folgend, weiter zusammenwachsen. Energiestrategie ist demnach ein durch unsere zunehmende Abhängigkeit ausgelöster Suchprozess, der vor 60 Jahren zaghaft begonnen hat, aber noch lange nicht abgeschlossen ist. 

Doch was wollen wir? 

Gerade weil wir nicht wissen, was auf uns zukommt, müssen wir die möglichen Risiken senken. Vorsorge ist deshalb unser oberstes Prinzip.

Dazu liegen die Lösungen auf der Hand. 

Erstens, wir müssen unsere Energieeffizienz steigern, was technisch möglich ist. Allerdings bedarf es dazu anfänglich großer Investitionen. Neue Geräte, die in aller Regel energieeffizienter sind, müssen angeschafft werden, Häuser müssen besser gebaut werden, der Verkehr muß intelligenter gestaltet werden. Dazu gehört auch eine allgemeine Maut, die nebenbei gesagt ohnehin in ganz Europa kommen wird, wenn das Satellitensystem Galileo fertig ist.

Europa kann der Welt durchaus zeigen, daß ein intelligenter Umgang mit Energie mehr Lebensqualität bedeuten kann. So wie wir die Effizienz der Landwirtschaft, ja der industriellen Produktion in den letzten beiden Jahrhunderten enorm gesteigert haben, können wir auch die Energieeffizienz enorm verbessern. Davon bin ich überzeugt.

Dazu haben Parlament und Rat eine Reihe technischer Richtlinien erlassen, denen noch weitere folgen werden. Wir verlangen von den Kraftwerken eine Absenkung der Emissionen, den Kühlschränken werden höhere Wirkungsgrade vorgeschrieben, eine Richtlinie über Ökodesign zwingt die Hersteller zu einer umweltfreundlichen Auslegung all ihrer Geräte, dem Wärmemarkt will die EU über eine Gebäuderichtlinie beikommen, mit der Automobilindustrie besteht eine Vereinbarung, die Emissionen von CO2 auf 120 Gramm pro 100 km zu verringern, es wurde eine Richtlinie über die Kraft-Wärme-Kopplung verabschiedet, die Förderung der erneuerbaren Energien und der Kraft-Wärme-Kopplung wird vom Wettbewerbsrecht ausgenommen, kurzum, die EU greift aktiv in die Energiepolitik ein, indem sie eine bessere Energieeffizienz administrativ erzwingt. Sie ist damit nicht erfolglos geblieben, was sich daran zeigt, dass alles in allem in Europa weniger Energie pro Bruttoinlandsprodukt benötigt wird als in den USA. 

Bewegung gibt es auch bei der Kohle. Da wir noch sehr lange von fossilen Brennstoffen abhängen werden, da Stein- und Braunkohle weiterhin das Rückgrat der globalen Stromwirtschaft sein werden, müssen wir die saubere Verbrennung von Kohle beherrschen lernen. Das CO2-freie Kohlekraftwerk ist technisch prinzipiell möglich. Allerdings müssen wir noch den Wirkungsgrad kräftig erhöhen. Und wir müssen es wirtschaftlich machen. Zu diesem Zweck wurde übrigens in Brüssel vor wenigen Monaten eine sogenannte Technologieplattform gegründet. Ziel ist nicht nur das CO2-freie Kraftwerk, sondern auch die zusätzliche Gewinnung von Öl und Gas aus der Nordsee, indem CO2 in den Untergrund gepresst wird, um mehr Gas und Öl aus den Tiefen herauszuholen. Enhanced Recovery nennen es die Briten. 

Drittens, wir brauchen auch die Kernenergie. Sie ist in mehrfacher Hinsicht nützlich. Ihre Risiken sind beherrschbar. Und ihre Kosten sind vergleichsweise niedrig, sie wirkt wie eine heimische Energiequelle, ist also von den weltweiten Preisschwankungen weit gehend losgelöst und sie vermeidet die Emission von Treibhausgasen. Sich von ihr zu verabschieden, wäre ein verheerender Fehler.

Und wir müssen viertens die Entwicklung der erneuerbaren Energien durch gezielte und kostenbewußte Förderung vorantreiben. Dazu gehört auch die Forschung. 

Im Verkehr, und das wäre die fünfte Empfehlung, sollten wir in zunehmendem Maße Gas und synthetische Kraftstoffe einsetzen, die ebenfalls aus Gas oder – wie bei Choren – aus biologischen Reststoffen hergestellt werden. Damit würden wir unsere einseitige Abhängigkeit von Erdöl mindern. Doch da man Gas nicht gleichzeitig im Verkehr und in der Stromgewinnung einsetzen kann, sollte Gas aus der Stromerzeugung weit gehend durch Kernenergie ersetzt werden. 

Ob eines Tages Wasserstoff als Treibstoff im Verkehr eine Rolle spielen wird, weiß ich nicht. Wasserstoff ist gewiss ein verführerisch angenehmer Energieträger. Doch die Verluste bei der Umwandlung, der Speicherung und dem Transport von H2 sind hoch. Und um ihn zu erzeugen, müßte eine Menge an Primärenergie bereit gestellt werden. Doch warum müssen wir Strom in Wasserstoff umwandeln, nachdem bereits Strom ein fast idealer Energievektor ist? Gewiß, wir könnten Wasserstoff mit Hilfe von  Hochtemperaturreaktoren herstellen. Doch müssten sehr viele Kernkraftwerke gebaut werden und es ist fraglich, ob die Bevölkerung das mitmacht.

Nicht zuletzt, in der Energieaußenpolitik, in den Verhandlungen mit den ölexportierenden Staaten, mit Rußland und mit den asiatischen Staaten muß Europa mit einer Stimme sprechen. Wir sind nebenbei dabei, mit den Nachbarn der EU im Osten, Südosten und Süden Verträge zur Bildung eines gemeinsamen Energiemarkts abzuschließen. Dabei sind wir von der Vision geleitet, Nordafrika, Rußland und die Ukraine, vielleicht auch andere Staaten, die nicht der EU angehören werden, in einen gemeinsamen Energiemarkt einzubeziehen. Erst kürzlich wurde mit den Staaten des Balkans ein südosteuropäischer Energievertrag abgeschlossen.

Das ist, was wir aus heutiger Sicht sagen können. Doch was in Zukunft sein wird, wissen wir nicht. Vielleicht gelingt es uns eines Tages, die Photosynthese ganz zu verstehen und Wasserstoff aus Wasser, CO2 und Sonnenlicht herzustellen? Vielleicht gelingt uns ein Durchbruch bei den erneuerbaren Energien, indem wir Strom speichern können? Vielleicht findet jemand Supraleiter, die Strom bei Zimmertemperatur widerstandslos transportieren?

Vor etwas über hundert Jahren prophezeite der damalige Direktor des Pariser Observatoriums, daß 1935 die nächste Eiszeit eintreten wird, denn nur so lange reiche der Kohlevorrat der Sonne. Er konnte nicht wissen, daß die Sonne ihre Energie aus der Verschmelzung von leichten Wasserstoffkernen bezieht.

So wissen auch wir heute nicht, was unsere Kinder und Enkel wissen werden. Wir wissen nur, daß man forschen, dass man neugierig sein muß. Deshalb ist die Forschung, vor allem die Grundlagenforschung der Schlüssel zur Lösung. Die Forschung ist deshalb, anders als bei Sun Tsu, eine wesentlicher Bestandteil unserer Strategie.  

Ist die europäische Energiestrategie nun Einbildung oder Wirklichkeit?

Es geht uns wie den Spielern beim Schach. Unsere Züge mögen sorgsam geplant sein, doch müssen wir den Plan immer wieder im Lichte der Entscheidungen des Gegenspielers ändern. Gewinnen können wir trotzdem, doch dazu bedarf es eines entschlossenen Kopfes, eines Entscheidungszentrums. Europa ist aber leider nur bedingt entscheidungsfähig. Es hat nicht einen, sondern viele Köpfe. Das Schachspiel können wir so, wie wir sind, leider nur gewinnen, wenn der Gegenspieler nicht aufpasst oder schlecht spielt. 

Robert Schuman, der der Vater Europas genannt wird, soll einmal gesagt haben: „Am gefährlichsten in der Politik sind Leute mit starker Phantasie und schwachen Nerven.“ Um einen Konflikt durchzustehen, sind aber gerade starke Nerven gefragt. Werden wir Europäer starke Nerven behalten, wenn es mal kritisch wird? 

Trotzdem macht mich zuversichtlich, daß wir bislang immer lernfähig waren. Am Wettlauf um die Goldmedaille des Pessimismus sollten wir uns nicht beteiligen. Auch stehen wir Europäer uns heute näher als vor 10 oder 20 Jahren. Wohl werden wir weiterhin vor Krisen stehen, nationale Hahnenkämpfe austragen oder Unfälle zu bewältigen haben, die wir wohl ahnen, aber nicht vorhersagen können. Doch wir werden wie in der Vergangenheit aus ihnen lernen. Billiger käme es uns aber, wenn wir sie vermeiden könnten.

Die Europäische Energiestrategie ist somit weder Wirklichkeit noch Einbildung, sie ist eine Baustelle. Es wäre geradezu dumm, den Bau nicht fertig zu stellen. Gewiß, auch die Dummheit ist eine Gabe Gottes, man muß sie aber nicht mißbrauchen.  
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